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Abendgespräch im Stuttgarter Literaturhaus

Gute Prognosen trotz  
politischer Fallstricke

Lob und Tadel lagen in 
den Ausführungen Man-
fred Stathers nah bei- 
einander. Der Vorsitzen-
des des Fachverbandes 
Sanitär-Heizung-Klima 
(SHK) Baden-Württem-
berg begrüßte Mitte No-
vember zahlreiche Ver-
treter aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft 
zum Abendgespräch der 
SHK-Handwerke.

Traditionell dient die Veran-
staltung einer Bestands-
aufnahme: Welche poli-

tischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Ziele sind er-
reicht worden, wo besteht noch 
Nachholbedarf und wo sieht die 
SHK-Berufsorganisation deut-
liche Fehlentwicklungen? Ein po-
sitives Resümee konnte Stather 
bei der wirtschaftlichen Entwick-
lung ziehen. Nach Jahren des 
Rückgangs verbuchte die Bran-
che erstmals wieder ein Plus. 
Zwar könnten die Auftragsbü-
cher noch voller sein, doch be-
dingt durch hohe Preise bei den 
fossilen Brennstoffen und geför-
dert durch staatliche Zuschüsse 
setzte der Verbraucher auf rege-
nerative Energien, so der Vorsit-
zende. Ein Trend, der sich deut-
lich im Umsatz abbildete. Der 
Verbandsvorsitzende begrüßte 
daher ausdrücklich die Aufsto-
ckung des Förderetats beim 
Marktanreizprogramm des 
Bundes für 2007 um 39 Millio-
nen Euro. Seit Jahren mahnt der 
Fachverband in der Förderpolitik 
mehr Kontinuität an. „In den 
vergangenen Jahren konnten die 

zur Verfügung gestellten Mittel 
selten mit der Flut der Anträge 
mithalten. Die Folge: Leere För-
dertöpfe, unzufriedene Verbrau-
cher und ein Vertrauensverlust 
zum Handwerker, der die Zu-
schüsse empfohlen hatte“, so 
Stather. 
Die bedingte steuerliche Abzugs-
fähigkeit von Erhaltungs- und 
Modernisierungskosten begrüßt 
die Berufsorganisation, mahnt 
jedoch, nicht auf halbem Wege 
stehen zu bleiben. Im Hinblick 
auf die Bekämpfung der Schwarz-
arbeit könne diese Maßnahme 
helfen, während die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer auf 19 Pro-
zent den schwarzen und grauen 
Markt drastisch fördere. 

Senkung der Lohnzusatz-
kosten nur Sprechblase

Das Thema Steuern spielte in den 
Ausführungen des Vorsitzenden 
naturgemäß eine zentrale Rolle. 
Die Politik sei weit davon ent-
fernt, die gegebenen Wahlver-
sprechen einzulösen. An die ver-

sprochene Absenkung der Lohn-
zusatzkosten unter 40 % glaubt 
der Fachverband nicht. Nach 
dem jetzigen Diskussionsstand 
werden „die Lohnzusatzkosten 
weiter steigen“, prophezeit Sta-
ther. Besonders ärgerlich sei die 
widersprüchliche Haltung der 

Regierenden zur Reform der ge-
setzlichen Unfallversicherung. 
Der Fachverband fordert hier 
 eine deutliche Konzentration auf 
das Kerngeschäft und damit die 
Herausnahmen der privaten 
Wegeunfälle aus den Versiche-
rungsleistungen. „Wegeunfälle 
beanspruchen zur Zeit 15 Pro-
zent der Leistungsausgaben“, 
stellte der Vorsitzende klar. 
Zur aktuellen Debatte um die Un-
ternehmenssteuerreform schlug 
der Fachverband einen Blick über 
den Tellerrand in das Nachbar-
land Österreich vor. Die Alpen-
republik besteuert seit 2004 die 
nicht entnommenen Gewinne 
von Personenunternehmen nur 
reduziert. Wenn schon nicht der 
angekündigte „große Wurf“ er-
folge, sollte gerade bei der ge-
planten Gewinnbesteuerung die 
Eigenkapitalausstattung von 
Handwerksbetrieben bzw. eben 
der Mangel daran im Blick behal-
ten werden. Mittelfristiges Ziel 
müsse nach wie vor eine Gleich-
behandlung von Kapital- und 
Personengesellschaften sein. 
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Bürokratieabbau  
wirtschaftlich sinnvoll

Vielfach versprochen, doch bis-
her nur wenig realisiert – diese 
knappe Bilanz zog Stather hin-
sichtlich des angestrebten Büro-
kratieabbaus. Mit der Verab-
schiedung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes habe 
die Regierung den Betrieben in 
dieser Hinsicht einen „Bären-
dienst“ erwiesen. Der Fachver-
band unterstützt die Entbürokra-
tisierungsinitiative der Landes-
regierung und plädiert für eine 
schnellere Umsetzung. Der „läs-
tige Papierkram“ ist für kleinere 
Betriebe ein relevanter Kosten-
faktor. Im Vergleich zu Betrieben 
mit über 500 Arbeitnehmern tra-
gen Firmen mit weniger als zehn 
Beschäftigten im Durchschnitt 
das zwölffache an Bürokratie- 
kosten pro Mitarbeiter. „Geld 
und Zeit, die für Innovationen 
und Wachstum verloren sind“, 
so Stather.
Kosten, Zeitaufwand und das 
Ausfüllen von Formularen sei 
auch mit der eingeführten Rund-
funkgebühr für internetfähige 
Computer und Mobiltelefone 
verbunden. Die massiven Protes-
te gegen dieses Vorhaben hätten 
zwar zu einer deutlichen Redu-
zierung der Gebühr geführt, 
doch nach wie vor lehne die Be-
rufsorganisation jegliche Gebühr 
auf ein notwendiges Arbeitsmit-
tel ab. 

Publicity durch Energie-
ausweis und Feinstaub

Nach langwierigen Debatten 
steht seit kurzem fest: Der Ener-
gieausweis kommt zum 1. Januar 
2008. Für das Fachhandwerk in 
diesem Zusammenhang beson-
ders relevant: Die angedachten 
Festlegungen zur Pass-Ausstel-
lung. „Ein zusätzlicher 120-Stun-
den Lehrgang für den Fachhand-
werker kann nicht die Vorausset-
zung für die Ausstellung eines 
Verbrauchspasses sein!“, gab Sta-
ther den anwesenden Politikern 
mit auf den Weg. „Für das Ein-
fügen von drei Zahlen in ein Com-
puterprogramm, die vielfach aus 
der Heizkostenrechnung ersicht-

lich sind, benötigt der SHK-Hand-
werker keine zeitaufwendige 
Sonderschulung.“ Der Fachver-
band fordere daher eine Anpas-
sung der Qualifikationsanforde-
rungen für die Aussteller und die 
Einbindung des erfolgreichen ba-
den-württembergischen Energie-
Spar-Checks in das neue Energie-
ausweis-System. 
Ein deutliches Kommunikations-
problem liegt der aktuellen De-
batte über ein Verbot von Fest-
stoff-Feuerstätten zu Grunde. 
Pauschale Verbrennungsverbote 
würden das Aus für eine umwelt-
freundliche kohlenstoffoxidneu-

trale Verbrennungstechnik be-
deuten, die sich steigender Be-
liebtheit bei den Verbrauchern er-
freut. Verantwortlich für die 
Verurteilung dieser Technologie 
sind Veröffentlichungen über 
Feinstaubemissionen, die keinen 
Unterschied zwischen alter und 
neuer Technik machen. Der Ver-
bandsvorsitzende forderte daher 
Hersteller, Großhändler und das 
Handwerk auf, für eine Novellie-
rung der 1. BImSchV einzutreten, 
Altanlagen die rote Karte zu zei-
gen und die Vorteile einer moder-
nen, schadstoffarmen Heiztech-
nik ins richtige Licht zu setzen. 

Wirtschaftliche Grund-
lagen und Nachwuchs

Sichere Kalkulationsgrundlagen 
mahnte der Fachverband mit 
Blick auf den Großhandel ein. 
Die gravierenden Materialpreis-
steigerungen im Jahr 2006 hät-
ten die Großhändler dazu verlei-
tet, die einmal kalkulierten Preise 
ständig nach oben zu korrigie-
ren. Die Folge: Sinnvolle Kalkula-
tionen seien für den Handwerks-
betrieb nicht mehr möglich ge-
wesen. „Der Handwerker steht 
beim Kunden im Wort!“ Stather 
forderte daher bei Herstellern 

und Großhandel eine verlässliche 
Preisbasis mit einer sinnvollen 
Laufzeit ein.
Ein Stadt-Land-Gefälle machte 
der Vorsitzende bei der Suche 
nach einem geeigneten Lehrling 
aus. „In Großstädten ist eine Na-
del im Heuhaufen leichter zu fin-
den“, bilanzierte Stather. Auch 
das leichte Anwachsen der Lehr-
lingszahlen im Jahr 2005 um 
zwei Prozent täusche nicht dar-
über hinweg, dass qualifizierter 
Nachwuchs Mangelware ist. 
„Die Vermittlung der sozialen 
Grundwerte ist Sache des Eltern-
hauses und Grundkenntnisse in 

Mathe und Deutsch muss die 
Schule transportieren und nicht 
der Ausbildungsbetrieb“, wand-
te sich Stather an die anwesen-
den Vertreter des Kultusministe-
riums. 
Gerade im Ofen- und Lufthei-
zungsbau, im Klempnerhand-
werk sowie bei den Behälter- 
und Apparatebauern sei die Be-
schulung in Landesfachklassen 
eine deutliche Hemmschwelle 
für Jugendliche. Die landeswei-
te Zusammenfassung der Lehr-
linge an einer Berufsschule be-
deute für viele einen zusätz-
lichen Kostenfaktor. Für Unter-
bringung, Verpflegung und 
Fahrtkosten muss der Lehrling 
jährlich über 1500 Euro aufbrin-
gen. „Eine Tatsache, von der 
sich mancher künftige Klemp-
ner abschrecken lässt“, kom-
mentierte Stather. Zur Attrakti-
vitätssteigerung trage sicherlich 
auch nicht bei, dass das Land 
seine Zuschüsse in diesem Be-
reich weiter zurückfährt“, rekla-
mierte der Vorsitzende.

Trotz Mehrwertsteuererhö-
hung sei der Branche für 
das kommende Jahr „nicht 

Bange“, urteilte Stather. Nach 
einer „Delle“ im ersten Quartal 
rechnet der Verband mit einem 
weiteren Aufschwung. Markt-
felder gebe es genug: Eine ver-
altete Bäderlandschaft in den 
baden-württembergischen Ei-
genheimen verlange ebenso 
nach Abhilfe wie energiefres-
sende Altanlagen in den Hei-
zungskellern. In Sachen Klima-
schutz werde die Politik in den 
kommenden Jahren Verbraucher 
und Industrie in die Pflicht neh-
men, und das gehe nicht ohne 
das SHK-Handwerk. Im Bereich 
Energiecontracting, Public-Pri-
vat-Partnership, Energieeffizienz 
und Gebäudetechnik seien neue 
Marktfelder zu besetzen oder 
bestehende weiter auszubauen. 
„Unser Handwerk wird sich hier 
positionieren!“ erklärte Stather 
deutlich. Imagekampagnen wie 
„Wohlfühlen in Baden-Würt-
temberg“ sorgten auch in Zu-
kunft dafür, dass die SHK-Bran-
che im Blickpunkt der Öffent-
lichkeit bleibe.  ❑
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